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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Am 16. April 2020 informierte der Bundesrat über die geplante Lockerungsstrategie
der Massnahmen zum Coronavirus, die in drei Schritten erfolgen sollte. In den
Mittelpunkt stellte der dabei die Gesundheit der Schweizer Bevölkerung, daneben
beabsichtigte er aber auch, die wirtschaftlichen Schäden in Grenzen zu halten und die
Einschränkung der Grundrechte zu reduzieren. In einer ersten Etappe sollten ab dem
27. April Coiffeursalons, Kosmetikstudios, Baumärkte, Blumenläden und Gärtnereien
ihre Türen wieder öffnen dürfen. In diesen Einrichtungen sei die Umsetzung von
Schutzkonzepten einfach möglich, sie wiesen wenige direkte Kontakte auf und lösten
keine grossen Personenströme aus, erklärte der Bundesrat die Auswahl. Ab dem
gleichen Datum sollten in Krankenhäusern zudem wieder uneingeschränkt Eingriffe
durchgeführt werden können. 
Als zweite Etappe sah die Regierung für den 11. Mai die Wiedereröffnung der
obligatorischen Schulen, Einkaufsläden und Märkte vor. Vor dem Entscheid über diesen
zweiten Lockerungsschritt wollte sie jedoch die Entwicklung der Fallzahlen abwarten
und diesen folglich erst am 29. April fällen. Schliesslich war als dritte Etappe neben der
Öffnung von Museen, Zoos und Bibliotheken sowie der Lockerung des
Versammlungsverbots für den 8. Juni auch die Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts
an Mittel-, Berufs- und Hochschulen geplant. Einzelheiten dazu beabsichtigte der
Bundesrat am 27. Mai festzulegen. 

An demselben Tag, an dem der Bundesrat diese ersten Lockerungsschritte ankündigte,
verabschiedete er eine am 20. April 2020 in Kraft tretende Verordnung, die eine
übergangsweise Befreiung von der Anzeigepflicht bei Überschuldung, die in der Regel
zur sofortigen Insolvenz führen würde, und eine zeitlich befristete Covid-19-Stundung
beinhaltete. Letztere sollten insbesondere KMU unbürokratisch beantragen können. Er
gab zudem bekannt, dass Selbständigeerwerbende rückwirkend ab dem 17. März 2020
Anspruch auf EO erhalten sollen. Mit diesem Entscheid sollte die Problematik
angegangen werden, dass rund 270'000 Personen, darunter zum Beispiel viele
Taxifahrerinnen und Taxifahrer oder Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, keine
Covid-19-Kredite oder Kurzarbeitsgelder hatten beantragen können, da der Bundesrat
ihre Unternehmen nicht geschlossen hatte, sie aber dennoch bis zu 90 Prozent ihres
Einkommens aufgrund der Pandemie eingebüsst hatten. Um die durch die Corona-
Pandemie entstandenen Finanzlöcher zu stopfen, gingen zahlreiche verschiedene
Vorschläge ein: von einer Halbierung der Mehrwertsteuer, wodurch der Konsum
angekurbelt werden sollte (Postulat Müller; fdp, LU; Po. 20.3214), über ein fünfjähriges
Ausgaben- und Aufgabenmoratorium (SVP-Fraktion; Mo. 20.3567) und der Reduktion
der Ausgaben für die EU, den Asylbereich und ausländische Personen (Motion Quadri;
lega, TI; Mo. 20.3272) hin zu einer Solidaritätssteuer, z.B. über eine Erhöhung der
Kapitalgewinnsteuer (Motion de la Reussille, pda, NE, Mo. 20.3174; Motion der SP-
Fraktion, Mo. 20.3203; Motion Prezioso, egsols, GE, Mo. 20.3335; Motion Rytz, gp, BE,
Mo. 20.3362).

Anspruch auf Entschädigung ihres vollen Erwerbs sagte der Bundesrat am 22. April
denjenigen Angehörigen der Armee zu, die zwischen dem 6. März 2020 und dem 30.
Juni 2020 zur Bewältigung der Coronakrise im Einsatz standen und die Dauer ihres
Ausbildungsdienstes überschritten hatten. Für Angehörige des Zivilschutzes sollte eine
vergleichbare Regel gelten.

Eine Woche darauf kündigte die Regierung an, dass einige Lockerungen schneller
vorgenommen werden könnten als ursprünglich geplant, da die Ausbreitung von Covid-
19 aufgrund der vorbildlichen Umsetzung der ergriffenen Massnahmen durch die
Bevölkerung hatte abgeschwächt werden können. Daher sollten unter anderem auch
Restaurants, Museen und Bibliotheken bereits ab dem 11. Mai wieder ihre Pforten
öffnen dürfen und auch Primar- und Sekundarschulen ihren Unterricht vor Ort wieder
aufnehmen können, wobei die diesbezügliche Entscheidung über die Durchführung bei
den Kantonen lag. Diese sollten auch entscheiden, ob an den Gymnasien schriftliche
Abschlussprüfungen durchgeführt werden oder nicht. Im Vorfeld hatte die EDK bereits
bekanntgegeben, dass sie die Absage mündlicher Prüfungen empfehle. Anders sah die
Situation für die Berufsschulen aus, wo bereits zuvor landesweit einheitlich

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.04.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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entschieden worden war, auf schriftliche Lehrabschlussprüfungen zu verzichten. Auch
Trainings im Breiten- und Spitzensport sollten ab dem 11. Mai wieder erlaubt sein. 
Um die Auswirkungen der Lockerungen auf die Epidemieentwicklung genau beobachten
zu können, plante der Bundesrat ein entsprechendes Monitoring. Die einzelnen
Lockerungsetappen sollten mit Schutzkonzepten einhergehen, zudem müssten alle
Institutionen über ein auf den Vorgaben des BAG, des SECO oder auf einem
Branchenkonzept basierendes Schutzkonzept verfügen. Des Weiteren beschloss die
Regierung, auch die Einreisebeschränkungen zu entschärfen; Grossveranstaltungen mit
über 1'000 Personen blieben jedoch bis Ende August 2020 weiterhin verboten. Die
Kantone wurden zudem aufgefordert, ab dem 11. Mai die flächendeckende
Rückverfolgung von Neuinfektionen fortzuführen. Ein ähnliches Ziel verfolgte die
SwissCovidApp, eine digitale Applikation mit Bluetooth-Funktechnik, mit der die
Benutzerinnen und Benutzer informiert würden, wenn sie sich in der Nähe einer mit
Covid-19 infizierten Person befunden haben (Proximity Tracing). Diese gehe Mitte Mai in
die Testphase, zudem solle in Kürze auch die gesetzliche Grundlage für ihren
ordentlichen Betrieb geschaffen werden, erklärte der Bundesrat. Die eidgenössischen
Abstimmungen vom 19. Mai, welche der Bundesrat im März abgesagt hatte, sollten am
27. September 2020 nachgeholt werden. Ferner kündigte er Liquiditätshilfen in der
Höhe von maximal CHF 1.9 Mrd. an, um den beiden Fluggesellschaften Swiss und
Edelweiss unter die Arme zu greifen.

Mit den ersten Lockerungen einhergehend änderte die BAG-Kampagne «So schützen
wir uns» am 30. April ihre Grundfarbe auf Pink. Dennoch wurde betont, dass trotz
einiger Zugeständnisse nach wie vor die gleichen Regeln gälten – unter anderem
Abstandhalten, Händewaschen und das Niesen in den Ellbogen. Das BAG legte der
Bevölkerung ausserdem nahe, eine Maske zu tragen, sollten die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden können.

Was die vorläufig auf Eis gelegte Fussballsaison anbelangt, so entschloss der
Zentralvorstand des SFV Ende April, dass abgesehen von der Super League, der
Challenge League und dem Schweizer Cup der Männer der Spielbetrieb endgültig nicht
fortgesetzt werden sollte. Ob und in welcher Form die Saison der beiden höchsten
Ligen fortgeführt werden könne, wollte die Swiss Football League nach Anhörung der
tangierten Clubs entscheiden. 

Nachdem die Frühjahrssession 2020 vor der dritten Woche abgebrochen werden
musste, tagten National- und Ständerat vom 4. bis 6. Mai im Rahmen einer
ausserordentlichen Session, an welcher in erster Linie Geschäfte im Zusammenhang mit
Covid-19 behandelt wurden. Im Zentrum standen dabei die dringlichen Ausgaben zur
Bekämpfung der Folgen der Pandemie, etwa für die Corona-Kredite, welche
nachträglich von der Bundesversammlung abgesegnet werden mussten. Darüber hinaus
beschäftigen sich die Räte aber auch ausführlich mit den Corona-Krediten für die
Unternehmen, mit den Massnahmen für die Medien oder mit den Frage nach dem Erlass
der Geschäftsmieten. 

Da sich Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der gegebenen Umstände bei der
Suche nach einer Lehrstelle oder einer Stelle im Anschluss an ihre Ausbildung vor
Herausforderungen gestellt sahen, kam es am 7. Mai 2020 zur Gründung einer aus
Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der Sozialpartner und des Bundes
bestehenden Task Force, welche die Berufsbildung stärken sollte. Tags darauf gab der
Bundesrat bekannt, Institutionen der familienergänzenden Betreuung, die wegen der
Pandemie Ertragsausfälle erlitten, mit CHF 65 Mio. unterstützen zu wollen. Wie diese
Unterstützung genau erfolgen sollte, plante die Landesregierung bis zum 20. Mai in
einer entsprechenden Verordnung festzuhalten. 

Am 13. Mai liess das EJPD verlauten, dass die Grenzen zu Deutschland, Österreich und
Frankreich bis zum 15. Juni 2020 vollständig geöffnet werden sollen, wenn dies mit der
epidemiologischen Situation vereinbar sei. Die drei Nachbarländer würden sich zurzeit
ebenfalls in der Transitionsphase befinden und verfügten über eine ähnliche
epidemiologische Lage wie die Schweiz. Bis dahin sollten für binationale Paare, die
nicht verheiratet sind, sowie für «allfällige weitere Personenkategorien» Lösungen
entwickelt werden. Gleichentags verkündete das VBS die Unterstützung des Schweizer
Sports mit Darlehen in einer Höhe vom CHF 500 Mio. 

Auch an der sonst schon einem starken Wandel unterworfenen Medienlandschaft zog
die Coronakrise nicht unbemerkt vorbei. Zeitung, Radio und Fernsehen hatten unter
anderem einen starken Rückgang an Werbeeinnahmen zu beklagen. Angesichts der
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zentralen Rolle, die den Medien in einer Demokratie zukomme, stellte der Bundesrat am
20. Mai die Covid-19-Verordnung elektronische Medien vor, in der Radio- und
Fernsehveranstaltern finanzielle Soforthilfen in der Höhe von CHF 40 Mio. in Aussicht
gestellt wurden. Zeitgleich erliess die Landesregierung eine Notverordnung zur
Unterstützung der Printmedien, die finanzielle Sofortmassnahmen im Rahmen von CHF
17.5 Mio. beinhaltete. Weiter beantragte der Bundesrat am 20. Mai CHF 14.9 Mrd. in
Form von elf Nachtragskrediten, um die Auswirkungen des Coronavirus auf die
Wirtschaft weiter abzudämpfen. Der Löwenanteil von CHF 14.2 Mrd. ging dabei an die
ALV.

Eine Woche später – am 27. Mai 2020 – teilte der Bundesrat an seiner Pressekonferenz
den bis anhin grössten Lockerungsschritt mit. So sollte das spontane
Zusammenkommen von bis zu 30 Personen ab dem 30. Mai 2020 wieder erlaubt sein.
Ab dem 6. Juni sollten auch wieder öffentliche Veranstaltungen wie etwa Messen,
Theatervorstellungen, Familienanlässe oder politische Kundgebungen mit bis zu 300
Personen stattfinden dürfen. Für denselben Tag wurde zudem die Wiedereröffnung von
Bergbahnen, Campingplätzen und anderen Angeboten im Tourismusbereich wie auch
für Casinos, Freizeitparks, Zoos, botanische Gärten, Wellnessanlagen und
Erotikbetriebe angesetzt. In Restaurants sollte ab dem 6. Juni ausserdem die
Gruppengrösse von maximal vier Personen aufgehoben werden, jedoch müssen ab
einer Gruppengrösse von vier Personen die Kontaktdaten angeben werden. In Mittel-,
Berufs- und Hochschulen sollte ab dem 6. Juni ebenfalls wieder vor Ort unterrichtet
werden dürfen, wobei die Kantone über die Umsetzung entscheiden sollten. Der
Bundesrat legte der Bevölkerung nahe, weiterhin von zuhause aus zu arbeiten, die
Unternehmen dürften jedoch grundsätzlich selbst über die Rückkehr an den
Arbeitsplatz bestimmen. Weiter sollten ab dem 8. Juni die Bearbeitung der Gesuche
von Erwerbstätigen aus dem EU/EFTA-Raum wieder aufgenommen werden und die
Anstellung hochqualifizierter Arbeitnehmerinnen und -nehmer durch Schweizer Firmen
wieder möglich sein. Zudem sei für den 6. Juni die vollständige Wiederherstellung der
Personenfreizügigkeit und Reisefreiheit im Schengen-Raum geplant, gab der Bundesrat
bekannt. 

Am 15. Juni wurden schliesslich die Grenzen zu allen Staaten des EU-EFTA-Raums
wieder vollständig geöffnet und auch der Einkaufstourismus, der zuvor verboten
worden war, wieder zugelassen. Vier Tage darauf beschloss der Bundesrat, die
ausserordentliche Lage zu beenden und stattdessen zur besonderen Lage gemäss
Epidemiengesetz zurückzukehren, wofür er die Covid-19-Verordnung 3 verabschiedete.
Das Demonstrationsverbot, das zuvor für ausführliche Diskussionen um die Frage der
Grundrechte gesorgt hatte, fiel am 20. Juni und ab dem 22. Juni wurden weitere bis
anhin herrschende Massnahmen aufgehoben: Unter anderem konnten wieder
Veranstaltungen mit bis zu 1'000 Personen stattfinden, der Mindestabstand zwischen
zwei Personen wurde von zwei Metern auf 1.5 Meter reduziert und die für Restaurants
und Diskotheken geltende Sperrstunde um Mitternacht sowie die Home-Office-
Empfehlung wurden aufgehoben. Somit waren zu diesem Zeitpunkt zwar noch immer
verschiedene Unterstützungsmassnahmen für die Wirtschaft am Laufen,
Einschränkungen bestanden jedoch fast keine mehr. 1

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Mittelschulen

Dans le contexte du centenaire de la Conférence des directrices et directeurs de
gymnases suisses (CDGS), la question de la qualité de la maturité gymnasiale a refait
surface. En effet, la maturité gymnasiale et sa qualité de sésame universel d’entrée dans
les Hautes écoles suisses a été montrée du doigt, notamment par les Ecoles
polytechniques fédérales (EPF). Ces universités ont estimé que la maturité n’offrait plus
une garantie de réussite suffisante, surtout dans les branches scientifiques. C’est pour
cette raison que la CDGS a mis en avant sa volonté de maintenir une maturité qui ouvre
les portes aux Hautes écoles suisses, de mieux définir les compétences essentielles
pour les études académiques et de rapprocher les écoles des académies. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.04.2013
GUILLAUME ZUMOFEN
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Berufsbildung

Im Juni 2021 vermeldeten die Medien, dass das SBFI eine Überprüfung der Titel in der
Höheren Berufsbildung (HBB) plane. Das Staatssekretariat wolle diese Analyse
vornehmen, um die Bildungsabschlüsse an den Höheren Fachschulen besser zu
positionieren. Dabei solle auch die Einführung der Titel «Professional-Bachelor» und
«Professional-Master» geprüft werden. Wie die Sonntagszeitung berichtete, führte
Deutschland Anfang 2020 ebendiese akademischen Titel für Absolventinnen und
Absolventen einer Berufslehre ein. Darauf reagierte Nationalrat Aebischer (sp, BE) mit
einer Motion, die die Einführung der Bezeichnungen «Professional Bachelor» und
«Professional Master» für die Abschlüsse der HBB forderte. Befürworter dieser
Titeläquivalenz wie Aebischer oder Alt-Nationalrat Rudolf Strahm argumentierten, dass
solche englischen Titel für die Höhere Berufsbildung gerade im Ausland einen Mehrwert
generieren würden. In anderen Ländern würden die Schweizer Bezeichnungen nämlich
nicht verstanden, wodurch Schweizer Absolventinnen und Absolventen der HBB
anderen Stellenbewerberinnen und -bewerbern gegenüber schlechter gestellt würden.
Diesem Argumentarium schloss sich auch SGV-Direktor Hans-Ulrich Bigler an. Die
Kritikerinnen und Kritiker einer solchen Anpassung, namentlich swissuniversities und
FH Schweiz, der Dachverband der Absolventinnen und Absolventen Fachhochschule,
befürchteten hingegen gemäss Sonntagszeitung, dass die Einführung von Titeln in der
HBB zu Verwechslungsgefahr mit den akademischen Abschlüssen auf der universitären
und der Fachhochschul-Ebene führen würde. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Hochschulen

Die Jugendunruhen von 1980 standen nicht in direktem Zusammenhang mit einer
studentischen Opposition. Immerhin boten sie an der Universität Zürich Anlass zu
einem Konflikt, der die fortdauernden Spannungen neu verschärfte. Erziehungsdirektor
A. Gilgen untersagte die öffentliche Vorführung eines am Ethnologischen Seminar
entstandenen Films über den Zürcher Opernhauskrawall, da dieser in seiner
Einseitigkeit politisch missbraucht worden sei. Das Verbot führte zu studentischen
Grossdemonstrationen, an denen auch Klagen über eine Verschulung des Studiums und
eine härtere Selektionspraxis laut wurden. Der Leiter des Seminars, Prof. L. Löffler,
rechtfertigte die auf Aktionsforschung ausgerichtete Tätigkeit seiner Studenten und
verweigerte die Herausgabe des Dokumentationsmaterials, was ihm eine administrative
Untersuchung und eine Verwarnung eintrug. Ein Lehrbeauftragter wurde entgegen einer
Empfehlung der Fakultät entlassen. Die Auseinandersetzung übertrug sich auf das
Kantonsparlament, wo es zu einer Debatte über die Wertbedingtheit der Wissenschaft
kam. An der Berner Universität wirkte die Unruhe um das neue wirtschafts- und
sozialwissenschaftliche Prüfungsreglement noch nach. Dazu belebte das Auftreten
einer rechtsgerichteten und betont militärfreundlichen Gruppe die
Studentenratswahlen; diese bestätigten allerdings die Mehrheit der Linken. In Genf
dagegen, wo der Mittelbau und die Studenten seit 1973 weitgehende
Mitbestimmungsrechte besitzen, waren es der Rektor und Professorenkreise, die an der
geltenden Ordnung öffentliche Kritik übten. Sie machten dem Universitätsrat, in
welchem die Professoren in der Minderheit sind, eine Blockierung der Geschäfte zum
Vorwurf und verlangten eine grundlegende Revision des Universitätsgesetzes. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.1980
PETER GILG

Der Zwang für Hochschulbehörden und -verwaltungen, mit stagnierenden Mitteln die
Ausbildung einer wachsenden Zahl von Studenten zu garantieren, sowie die – wenn
auch geringe – Arbeitslosigkeit unter Hochschulabsolventen förderten die Bereitschaft,
bei der Reform von Ausbildungsgängen verstärkt Anforderungen der Berufspraxis zu
berücksichtigen. Der Schweizerische Wissenschaftsrat wies auf Spannungen zwischen
individuellen Ausbildungswünschen und dem Arbeitsmarkt hin und zeigte in einer
Broschüre Handlungsmöglichkeiten der Hochschulpolitik auf. Durch Förderung der
Flexibilität und durch ergänzende berufsorientierte Kurse, insbesondere für Geistes-
und Sozialwissenschafter (z.B. in EDV, Planungsverfahren und
Verwaltungswissenschaften), durch einen Ausbau des Beratungswesens und die
schrittweise Verwirklichung eines rekurrenten Hochschulsystems (mit
Weiterbildungsmöglichkeiten) müsste versucht werden, Bildungs- und
Beschäftigungsordnung besser in Einklang zu bringen. Eine bessere Abstimmung auf die
wirtschaftlichen Verhältnisse wird auch durch neue Akzente in Lehre und Forschung
angestrebt. Der Schweizerische Schulrat schuf mit Wirkung auf Anfang Oktober eine
Abteilung für Informatik an der ETH Zürich; einem Auftrag des Bundesrates
entsprechend wird eine solche Abteilung auch an der ETH Lausanne eröffnet. In

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.05.1981
JÜRG FREY
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Lausanne wurde ferner ein Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung gegründet. An
der ETH Zürich wurde die Abteilung für industrielle Forschung (AFIF) ausgebaut, die die
Zusammenarbeit mit der Industrie in Forschung und Entwicklung fördert. 5

Der Verband der Schweizerischen Studentenschaften (VSS), der sein sechzigjähriges
Bestehen feiern konnte, ist seit einigen Jahren hauptsächlich nur noch darum
bemüht, den Stand der Organisation und der bildungspolitischen Aktivitäten zu
wahren. Ein Höhepunkt der Krise wurde im Juli erreicht, als der Delegiertenrat mangels
Kandidaten keinen Vorstand wählen konnte. Im Herbst wurde an einem
«Standortseminar» festgestellt, dass die traditionelle Arbeitsweise und die
bestehenden Strukturen bei den Studenten nicht mehr genügendes Interesse finden. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.1981
JÜRG FREY

Nachdem die provisorische gesetzliche Grundlage der Eidgenössischen Technischen
Hochschulen in Form einer Übergangsregelung 1980 nochmals verlängert worden
war, wurde im Berichtsjahr wenigstens die Revision der Ausführungsverordnung in
Angriff genommen. Für die Revision dieses Reglementes aus dem Jahre 1924 haben die
Reformkommissionen der beiden ETH von Zürich und Lausanne ihre Thesen dem
Schulrat, der direkt dem Bundesrat unterstehenden Oberbehörde dieser beiden
Hochschulen, eingereicht. Hauptpunkt der vorgelegten Thesen ist das Mitspracherecht
von Assistenten und Studierenden. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.07.1981
JÜRG FREY

Nachdem sich die oppositionellen privatrechtlichen Studentenschaften in Zürich und
Basel auf einem gewissen Stand haben konsolidieren können, scheint die Neigung zu
einer öffentlich rechtlichen Regelung, die in politischen Dingen den Studentenschaften
einige Beschränkungen auferlegt, aber dafür einen allseitig anerkannten
Gesprächspartner schafft, bei den Behörden wieder gewachsen zu sein. In diesem
Sinne sprach sich der Zürcher Hochschulrektor Hilty an einer Feier der Zofingia aus. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.1981
JÜRG FREY

Im Juni gab das Plenum der SHK seinen Entscheid bekannt, keinen NC einzuführen. In
seiner Botschaft betonte der Bundesrat, dass das Problem der steigenden
Medizinalkosten nicht über eine Beschränkung der Studienplätze, sondern nur durch
direkte staatliche Eingriffe im Rahmen der Gesundheits- und Sozialversicherungspolitik
zu lösen sei. Im Nationalrat wandte sich O. Fischer (fdp, BE) vehement gegen Eintreten;
er fand Schützenhilfe beim Sprecher der LdU/EVP-Fraktion. Auch einige Zürcher
Freisinnige äusserten sich kritisch zur Vorlage, der jedoch im September klar
zugestimmt wurde. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.06.1982
JÜRG FREY

Hervorgerufen durch einen verzögerten Übertritt der Maturanden mussten die
prognostizierten Studentenzahlen revidiert werden. Die Zahl der Studienanfänger wird
voraussichtlich bis 1986 anwachsen, diejenige der Studierenden insgesamt bis 1990. Der
Anteil der weiblichen Studierenden überstieg im Wintersemester 1981/82 erstmals
einen Drittel; unter den Neuimmatrikulierten wurden gar 40 Prozent Studentinnen
gezählt. Die wirtschaftliche Unsicherheit scheint sich auch auf die Studienwahl
ausgewirkt zu haben. Als Folge der verminderten Experimentierfreudigkeit stieg der
Andrang zu traditionellen Studienrichtungen. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.12.1982
JÜRG FREY

Die Universität Basel, seit 1960 um 150 Prozent gewachsen, sah sich mit akuten
Platzproblemen konfrontiert. Die Liberaldemokratische Partei lancierte eine Initiative
für einen Neubau, in dem naturwissenschaftliche Fächer untergebracht werden sollen.
Die Wahl eines Ordinarius für Geschichte gegen den Willen der Berufungskommission,
der Fakultät und des Historischen Seminars löste heftige Diskussionen über die
Berufungsverfahren aus. Verschiedene studentische Protestaktionen vermochten
jedoch nicht, den Regierungsrat von seinem Entscheid abzubringen. In Genf spitzten
sich die Wohnungsprobleme der Studierenden zu und führten zu einer gewaltsamen
Demonstration. Ein Vorschlag, nur noch jene Studierenden an die Uni zuzulassen, die
einen festen Wohnsitz in Genf nachweisen können, stiess trotzdem auf breite
Ablehnung. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1982
JÜRG FREY
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Der Entscheid des Leitenden Ausschusses, der den Haupttermin für das erste
Propädeutikum einheitlich auf den Herbst festlegen wollte(Verunmöglichung einer
Repetition im gleichen Jahr), rief starke studentische Opposition hervor. In Freiburg
und Bern wurden Protestaktionen gegen die Abschaffung des Sommertermins
durchgeführt und der Verband Schweizerischer Medizinstudenten hat beim EDI
Beschwerde eingereicht. Auch die Hochschulkonferenz beantragte darauf, die
Terminfrage nochmals zu überprüfen. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.1982
JÜRG FREY

Den Eidgenössischen Technischen Hochschulen sind aus dem Personalstopp und den
finanziellen Engpässen gewichtige Schwierigkeiten erwachsen. Die Spitzenstellung im
europäischen Rahmen und die Ausbildungsqualität könnten dadurch gefährdet werden,
warnten ETH-Vertreter. Der Schulrat hat beschlossen, die Militärwissenschaften an der
ETH Zürich auszubauen und dem Bundesrat eine entsprechende Änderung des ETH
Reglementes beantragt. Hingegen sprach sich die Oberbehörde der Technischen
Hochschulen aus finanziellen Erwägungen gegen den Wunsch der Bündner Regierung
aus, an der ETH Zürich einen Lehrstuhl für Rätoromanisch zu schaffen, eine Forderung,
die der Bundesrat aber weiter überprüfen will. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.1982
JÜRG FREY

Der Schweizerische Nationalfonds (SNF) änderte im Interesse der Frauen per 1. Januar
seine Richtlinien für die Zuteilung eines Forschungsstipendiums. Frauen, welche die
bisherigen Alterslimiten (33 für junge resp. 35 Jahre für ausgewiesene Forscherinnen)
überschritten haben, können dennoch einen Stipendienantrag stellen. Diese Regelung
ist bisher einzigartig in Europa und trägt dem Umstand Rechnung, dass Frauen mit
Familienpflichten ihre Universitätskarriere weniger zielstrebig verfolgen können als ihre
männlichen Kollegen. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.01.2002
MARIANNE BENTELI

Die Studierendenorganisationen der beiden ETH und der Universität St. Gallen
schlossen sich Ende Jahr zum „Verein Schweizerischer
Hochschulstudierendenschaften“ (VSH) zusammen, um in der nationalen
Hochschulpolitik mitzuwirken. Der neue Verband will offen sein für analoge
Organisationen aus weiteren Universitäten und Fachhochschulen. Er tritt neben den
1920 gegründeten „Verband der Schweizerischen StudentInnenschaft“ (VSS), der an
sieben Universitäten und an der Zürcher Fachhochschule verankert ist. Der VSH
erklärte, er wolle keine Konkurrenz zum VSS sein. Differenzen zum traditionellen
Verband waren aber nicht zu übersehen. So sprach sich die neue Dachorganisation
deutlich für einen konstruktiven Dialog mit den Universitätsleitungen aus, während der
VSS seine Kritik an der Bologna-Studienreform aufrecht erhält. Die vom VSH
beabsichtigte Beschränkung auf Fragen des Studiums und der Studierenden
unterscheidet sich von der Praxis des VSS, die Grenze der Zuständigkeit weit zu ziehen
und sich auch zu Themen wie der Mutterschaftsversicherung (mit Blick auf studierende
Mütter) zu äussern. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.12.2002
MARIANNE BENTELI

Im Frühjahr konnte die ETH-Lausanne als wissenschaftlich-technischer Pol in der
Schweiz und als dynamisierendes Element im „Arc lémanique“ ihr 150-jähriges
Bestehen feiern. Das sogenannte „projet triangulaire“ im Arc lémanique hatte anfangs
des Berichtsjahres mit dem Entscheid des ETH-Rates, jährlich 45 Mio Fr. für den
Transfer der Chemie, der Physik und der Mathematik an die ETH-Lausanne
einzuschiessen, Stärkung erfahren. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.02.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Als dann der Präsident des ETH-Rates, Francis Waldvogel, im Herbst auch noch den
Vorschlag machte, die Studiengebühren seien zu verdreifachen, brach die Angst vor so
genannt amerikanischen Verhältnissen an den Universitäten bzw. vor einer völligen
Abschaffung der Chancengleichheit im Bildungsbereich aus. Die Schweizerische
Rektorenkonferenz (Crus) verschloss sich zwar einer stärkeren finanziellen Beteiligung
der Studierenden nicht völlig, blieb jedoch skeptisch, wie Waldvogels Vorschlag ohne
grundsätzliches Überdenken des gesamten Finanzierungssystems umgesetzt werden
könnte. Da Nichthochschulkantone an die Universitätskantone eine Kopfpauschale pro
Studierenden bezahlten, müsste eine Erhöhung der Studiengebühren auch eine
Umverteilung dieser Gelder in Form von Stipendien oder Darlehen zur Folge haben. Den
zweiten Vorschlag des ETH-Präsidenten, die Privatwirtschaft bei der Finanzierung der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Universitäten stärker in die Pflicht zu nehmen, hielt die Crus für nicht minder
problematisch und warnte vor einer einseitigen Begünstigung angewandter, für die
Wirtschaft nützlicher Forschung. Alexander Zehnder, der im Herbst des Berichtsjahres
vom Bundesrat zum Nachfolger Waldvogels gewählt wurde und im Sommer 2004 das
Präsidium des ETH-Rates übernehmen wird, hielt die Frage nach einer Erhöhung der
Studiengebühren für fehl am Platz, solange die Schweiz am Grundsatz festhalte, dass
Ausbildung ein öffentliches Gut sei und über Steuern finanziert werde. 17

Der Kanton Uri avancierte zum virtuellen Universitätskanton mit der Lancierung von
Education, der ersten staatlich anerkannten Privatuniversität der Schweiz. Die in
Altdorf ansässige private Internet-Uni wollte das Internet konsequent nutzen, um
international anerkannte Professoren und Partnerinstitutionen zu einem Netzwerk auf
hohem akademischen Niveau zusammenzuschliessen. 80 Professoren aus rund 20
Ländern waren im Berichtsjahr bereits involviert; gegen 100 Professoren sollten noch
hinzukommen. Die Anzahl Studierender belief sich vorerst auf bescheidene 30, sollte
aber im kommenden Jahr auf 300 bis 500 anwachsen. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Um die Mehrkosten für die Forschung und die Bologna-Reform aufzufangen,
beschlossen Bund und Kantone, bis 2007 insgesamt 450 Mio Fr. einsparen, indem sie
die Studiengebühren bis 300 Fr. erhöhen und Subventionen für Zusatzangebote (v.a.
berufsbegleitende Nachdiplomstudien) streichen. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.04.2004
MAGDALENA BERNATH

Der Bundesrat anerkannte die Stiftung Fernstudien Schweiz als beitragsberechtigte
universitäre Institution im Sinn des Universitätsförderungsgesetzes. Der 1992
gegründete Verbund, der das Nationale Kompetenz- und Studienzentrum Brig (VS), das
Studienzentrum Pfäffikon (SZ) und das Centre d’enseignement à distance Sierre (VS)
umfasst, bietet Studiengänge in den Bereichen Recht, Mathematik und
Wirtschaftswissenschaften an, die von ausländischen Partner-Hochschulen wie der
Fernuniversität Hagen (D) geführt werden. Fernstudien Schweiz wurde seit 2002
gemäss Universitätsförderungsgesetz provisorisch unterstützt und erhält ab 2005
Bundesbeiträge im Rahmen eines Leistungsauftrags. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Obwohl ursprünglich nur sieben Schulregionen vorgesehen waren, anerkannte der
Bundesrat im April mit der Kalaidos Fachhochschule Schweiz, bestehend aus der AKAD-
Hochschule für Berufstätige und der Privaten Hochschule für Wirtschaft, die erste
private FHS. Gemäss Fachhochschulgesetz sind Privatanbieter zugelassen, wenn sie
punkto Lehrangebot, Forschung und Entwicklung, Dienstleistungen und Weiterbildung
dieselben Auflagen erfüllen wie die staatlich getragenen FHS. An der Kalaidos FHS
werden zurzeit 540 Diplomstudierende in Betriebsökonomie und Wirtschaftsinformatik
ausgebildet. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Frühling unterzeichneten der Genfer Regierungsrat und Bundesrat Couchepin eine
Erklärung, in der sie ihre Absicht bekundeten, die Attraktivität der internationalen
Studien an der Universität Genf zu erhöhen. Geplant ist der Aufbau einer
akademischen Institution mit Weltruf, die von der lokalen Konzentration internationaler
Organisationen und einschlägiger Universitätsinstitute profitiert. Konkret soll bis 2008
aus dem Institut universitaire de hautes études internationales (HEI) und dem Institut
universitaire d’études du développement (IUED) ein Kompetenzzentrum geschaffen
werden, das vertraglich eng an die Universität Genf gebunden ist. Für die Periode
2008-2011 will der Bund einen besonderen Betrag vorsehen. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Verband der Schweizer Studierendenschaften forderte eine Verbesserung des
Stipendienwesens auf Hochschulstufe. Insbesondere kritisierte er die Vorlage des
Bundesrates, die im Rahmen der Ausführungsgesetzgebung zur NFA auch die
Subventionierung von Darlehen, aber kaum Mindeststandards vorsieht. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.10.2005
MAGDALENA BERNATH
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Die Wahl des neuen ETH-Präsidenten sorgte für Unmut und Turbulenzen. Der
Hirnforscher Martin Schwab, welcher als Kronfavorit für das Präsidium der ETH Zürich
galt, zog seine Kandidatur im Frühjahr zurück. Ein Verteilungskampf zwischen Zürich
und Lausanne überschattete die Wahl des neuen ETH-Präsidenten. Der Vorwurf der
Willkür bei der Geldvergabe und beschönigte Budgetzahlen standen im Raum. Der
Physiker Ralph Eichler, Direktor des Paul-Scherrer-Instituts, soll nun als neuer
Präsident wieder Ruhe an der ETH Zürich herstellen. Zur Freude zahlreicher Kritiker
verliess auch der ETH-Ratspräsident Alexander Zehnder den ETH-Rat per Ende 2007
aus "persönlichen Gründen" [47]. Zu seinem Nachfolger wählte der Bundesrat den
ehemaligen Glarner FDP-Ständerat Fritz Schiesser. Die Zukunft des Gremiums „ETH-
Rat“ an sich bleibt weiterhin offen. Der neue ETH-Ratspräsident Schiesser steht vor
vielfältigen Herausforderungen und muss primär den Ausgleich zwischen der ETH
Zürich und derjenigen in Lausanne finden. Mit Heidi Wunderli-Allenspach wurde in der
152-jährigen Geschichte der ETH Zürich erstmals eine Frau zur Rektorin gewählt. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.2007
LINDA ROHRER

Ende Juni verabschiedete der Genfer Grosse Rat ein neues Gesetz, welches die
Autonomie der Universität und ihre internationale Konkurrenzfähigkeit stärken soll.
Die Studierenden ergriffen zusammen mit den Gewerkschaften das Referendum gegen
den neuen Erlass und brachten die notwendigen Unterschriften zusammen. Sie
kritisierten insbesondere die Verpflichtung der Universität, sich aktiv um private
finanzielle Unterstützung zu bemühen. Davon befürchten sie eine Schwächung der
Sozialwissenschaften, welche bei der Mittelbeschaffung gegenüber den Natur- und
insbesondere den Biowissenschaften benachteiligt sind. Unzufrieden waren die
Studierenden auch mit der Aufwertung des Rektorats, welches neu Professorinnen und
Professoren nominieren und in eigener Regie Fakultäten gründen und aufheben darf. In
der Volksabstimmung vom 30.11. stimmte das Volk dem Gesetz mit 72% Ja zu. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Herbst fanden an den Universitäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich
Studentenproteste statt. Die Aktivisten an den drei Deutschschweizer Unis besetzten
die Aulas und forderten bessere Lernbedingungen. Der Missmut der Studierenden
richtete sich insbesondere gegen die Bologna-Reform. Sie kritisierten, dass das
Studium immer mehr verschult und auf die Wirtschaft ausgerichtet werde und so
Eliteuniversitäten entstünden. Allerdings wurde das Themenspektrum bald so stark
ausgeweitet, dass die Proteste in einer Universalkritik gipfelten, die mit der Bologna-
Reform nur noch wenig zu tun hatte. Ausserdem fehlte es den Besetzern an Rückhalt,
da die Protestaktionen nur von einem kleinen Teil der Studierenden mitgetragen
wurden und sich auch die studentischen Körperschaften davon distanzierten. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2009
ANDREA MOSIMANN

Le recteur de l’Université de Zurich, Fischer, a démissionné avec effet immédiat. En
effet, à la suite de l’affaire Mörgeli (udc, ZH) et du licenciement de ce dernier en
septembre 2012, suivi du licenciement d’une autre partenaire académique, Ritzmann,
une protestation est venue du milieu académique suisse et international. Cette
protestation a récolté de nombreuses signatures pour que cette dernière soit
réintégrée. Dans ces circonstances, le recteur a décidé d’avancer son départ à la
retraite. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.11.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

En 2012, un contrat de sponsoring entre la Haute école polytechnique de Zurich
(ETHZ) et la banque UBS a mis en lumière le débat sur le sponsoring privé des
universités publiques. Ce contrat avait pour objectif de financer plusieurs chaires
d’enseignement. Les 100 millions de francs versés par l’UBS ont été perçus par certains
comme une entrave à l’indépendance académique. A l’opposé, d’autres personnes ont
rétorqué que de tels investissements étaient nécessaires pour les universités, si elles
désiraient compter sur l’échiquier mondial. Dans le courant de cette affaire, une
pétition d’un groupe de professeurs renommés, « l’Appel de Zürich », a récolté plus de
1 500 signatures. La pétition avait pour objectif de s’interroger sur le rôle des
universités. Finalement, à la suite de cette pétition et de la pression de la presse, l’ETHZ
et l’UBS ont décidé de publier l’accord intégral. La transparence affichée a permis à
l’université de prouver que l’indépendance académique était maintenue. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.12.2013
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Secrétariat d’Etat à la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI) et son
président Mauro Dell’Ambrogio ont proposé une sélection qualitative des étudiants
étrangers à la place d’une hausse des taxes d’étude pour les étrangers. Cette
proposition a été saluée par l’Union des étudiant-e-s suisses (UNES) qui s’oppose à une
hausse des taxes d’étude. Le SEFRI ne veut pas parler de contingents. Au contraire, il a
expliqué que chaque université doit régler activement ce problème en fonction de ses
caractéristiques. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.12.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

L'annonce d'un Contrat conclu entre Nestlé et l’école polytechnique fédérale de
Lausanne (EPFL) a mis le feu aux poudres. Cette étincelle a en effet rallumé le débat de
l’indépendance académique vis-à-vis du sponsoring financier. Après l’affaire du
sponsoring d’UBS dans le cadre d’une chaire de l’école polytechnique fédérale de
Zürich (EPFZ), ce second contrat a poussé le débat vers la possibilité de la mise en
place de règles uniques à l’échelon national. Un interpellation de Trede (verts, BE),
déposée en 2013, allait d’ailleurs dans ce sens. En 2014, la commission de la science, de
l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-CN) a déposé trois autres textes
qui possèdent une logique similaire. Néanmoins, le Conseil des EPF, présidé par Fritz
Schiesser, a estimé que chaque école possédait ses propres règles et que des règles
nationales n’étaient par conséquent pas nécessaires. En effet, l’enquête, qui a suivi le
contrat entre Nestlé et l’EPFL, a souligné le respect de l’indépendance académique, de
la liberté de l’enseignement et de la recherche. Selon l’EPFL, dans le cadre de contrat
financier, le sponsor privé possède uniquement un droit de consultation ainsi que la
possibilité de se retirer. Aucun droit de veto n’est mis à disposition du sponsor. Le
choix du professeur et la nomination reste entre les mains du directeur de l’école et du
conseil. Au final, le soutien d’entreprises à des instituts de recherches ne connaît, pour
l’instant, pas de règles au niveau national. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.05.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Mauro Dell’Ambrogio, responsable du secrétariat d’état à la formation, à la recherche et
à l’innovation (SEFRI), a lancé un pavé dans la mare, lorsqu’il a affirmé que les études
étaient trop souvent déconnectées de la réalité. Il a d’ailleurs ajouté que l’argent public
était alors investi pour former uniquement des chômeurs en puissance. Avant même
d’avoir consulté les responsables des hautes écoles, il a indiqué que, dans l’optique de
lutter contre ce problème, le Master à temps partiel  s’imposait logiquement. Il a
précisé que le domaine du droit, des sciences économiques ainsi que de la formation
des enseignants pourraient facilement instaurer des masters à temps partiel. De plus, il
a indiqué qu’une telle réforme n’était pas incompatible avec le système de Bologne. La
proposition du secrétaire à la formation a trouvé un écho défavorable du côté de
Reynard (ps, VS) ou encore Neirynck (pdc, VD), qui regrettent que la formation soit
soumise au bon vouloir de l’économie. Le socialiste valaisan a d’ailleurs expliqué que,
selon lui, l’employabilité ne devait pas être la finalité des études. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Plusieurs articles de journaux ont mis le doigt sur des problèmes de ghostwriting qui
séviraient dans les milieux académiques suisses. Cette démarche, illicite, qui consiste à
faire écrire ses travaux universitaires par une personne tierce a pris une nouvelle
dimension en 2015. En effet, une société zurichoise de ghostwriting, Acad Write, aurait
effectué environ 200 travaux universitaires à la place d’étudiants. A l’université de
Genève, une étudiante a d’ailleurs été renvoyée pour avoir rendu un travail qui n’était
pas écrit de sa main. Ce phénomène, qui prend de l’ampleur, est au cœur de nombreux
débats dans les universités helvétiques. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.01.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

L’Ecole polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL) a annoncé un doublement de ses
taxes d’étude à partir de 2017. Selon la direction de l’institution académique, cette
décision n’est qu’une conséquence des coupes budgétaires, décidées par le Parlement,
dans les domaines de la formation et de la recherche. Plusieurs manifestations
estudiantines ont répondu à cette décision. Patrick Aebischer, président de l’EPFL,
estime que le doublement des taxes est « socialement acceptable ». Il précise que les
coupes budgétaires entraînent un manque de 30 à 40 millions par année pour l’EPFL et
que la piste de la hausse des taxes d’étude n’est qu’une parmi plusieurs autres. En
outre, s’il défend des écolages plus élevés, il souligne aussi l’importance d’un meilleur
système de bourses d’études en Suisse. 33
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Le Conseil fédéral, avec l’aide du Conseil des EPF, a élu Martin Vetterli pour succéder à
Patrick Aebischerà la tête de l’Ecole polytechnique de Lausanne (EPFL). Cette
nomination a largement été saluée par les milieux académiques et privés autant que
politiques. Président du conseil scientifique du Fond National Suisse (FNS), Martin
Vetterli possède, déjà, une expérience dans la gestion d’une institution scientifique.
Dans la continuité de Patrick Aebischer, le nouveau président souhaite élever l’EPFL au
sommet de l’excellence mondiale, encourager l’utilisation de l’anglais dans le travail de
recherche et une féminisation du monde académique. En outre, il ne craint pas le
débat sur la hausse des taxes d’étude. 34
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Au fil des années, grâce à de nombreux constats, statistiques et autres rapports, il a été
communément accepté que la Suisse souffre d’un manque de main-d’œuvre indigène
dans le domaine de la santé. Plus précisément, en ce qui concerne les médecins, la
Suisse ne délivre pas suffisamment de diplômes par année pour combler la demande.
Ainsi, 30% des médecins qui exercent sur le territoire suisse possèdent un diplôme
étranger. Si ce problème a été maintes fois relevé, c’est probablement l’acceptation de
l’initiative « Contre l’immigration de masse» et le rapport « Panorama de la formation
universitaire et postgrade des médecins dans le système de santé » qui ont
distinctement sonné l’alarme. Par conséquent, le Conseil fédéral a validé un crédit
supplémentaire de 100 millions de francs, dans le cadre du message d’encouragement
de la formation, de la recherche et de l’innovation 2017 à 2020 (FRI 2017-2020), afin
d’augmenter le nombre de diplômés en médecine humaine. De plus, parallèlement, le
Conseil des hautes écoles a adopté un programme spécial qui vise une Augmentation
du nombre de diplômes délivrés en médecine humaine. Le chiffre de 1300 diplômes
par année à l’aube de 2025 a été affirmé comme objectif. 35
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Im Sommer 2020 drängten zahlreiche Politikerinnen und Politiker aus verschiedenen
Parteien auf eine Nachfolgelösung für das EU-Austauschprogramm Erasmus+ ab 2021.
Momentan beteiligt sich die Schweiz im Rahmen des «Swiss-European Mobility
Programme» als Drittland an den Aktivitäten des Bildungsprogramms Erasmus+,
nachdem die Vollassoziierung aufgrund der Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative in 2014 vonseiten der EU ausser Kraft gesetzt worden
war. Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier äusserten sich sowohl im Rahmen von
parlamentarischen Debatten – bei der BFI-Botschaft 2021-2024, bei der Totalrevision
des Gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung oder
im Rahmen eines spezifischen Vorstosses zur Nachfolgelösung von Erasmus+ – sowie
durch Äusserungen in den Medien. Im Zentrum der Kritik stand allen voran
Bildungsminister Parmelin. Dieser agiere zögerlich und scheue wohl die Kosten einer
Vollassoziierung, wie Christoph Eymann (ldp, BS) mutmasste. Eric Nussbaumer (sp, BL)
stufte das Verhalten des Gesamtbundesrates als intransparent ein. Auch von Seiten der
Studierenden und jungen Erwachsenen wurde Kritik laut; im Mai 2020 hatte die SAJV
eine Petition lanciert, welche die Vollassoziierung an die Nachfolgelösung von Erasmus+
forderte; diese wurde auch vom VSS sowie von links-grünen Parteien unterstützt.
Seitens der Universität Basel wurde an der derzeitigen Vereinbarung kritisiert, dass
einige ausländische Universitäten die Zusammenarbeit nicht weiterführen würden,
solange die Schweiz nicht an der Nachfolgelösung von Erasmus+ teilnehme. Zudem
gebe es keine Rechtssicherheit, «weil die Partneruniversitäten nicht verpflichtet seien,
die Verträge mit den Schweizer Unis weiterzuführen». Es gab aber auch Stimmen, die
dem EU-Austauschprogramm eher kritisch gegenüberstanden. So stufte Peter Keller
(svp, NW) die jetzige Lösung als sinnvoll ein, zumal eine Vollassoziierung an die
Nachfolgelösung von Erasmus+ wahrscheinlich ziemlich teuer sein werde. Die
Weltwoche war der Ansicht, dass der Austausch auf jeden Fall weitergeführt werde,
entweder im Rahmen der bestehenden Lösung oder mit der Schweiz als Vollmitglied.
Und falls es doch wider Erwarten nicht zu einer Einigung käme, sei dies auch nicht so
dramatisch, zumal solche Auslandsaufenthalte ohnehin überbewertet würden, schrieb
die Zeitung weiter. 36
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Im Herbst 2021 kam es an den Schweizer Hochschulen zu einigen Diskussionen rund
um das Covid-19-Zertifikat: Auf den Beginn des Herbstsemesters 2021 empfahl die
Dachorganisation swissuniversities den Hochschulen eine Zertifikatspflicht für ihre
Präsenzveranstaltungen einzuführen. Zahlreiche Institutionen folgten dieser
Empfehlung; für die ungeimpften Studierenden wurden im Gegenzug meistens Gratis-
Tests bereitgestellt sowie Fernunterricht angeboten. Kurz nach der Ankündigung der
Hochschulen, die Zertifikatspflicht einzuführen, formierten sich erste Gruppierungen –
beispielsweise «Zertifikatsfreie Bildung» –, die am ersten Tag des neuen Semesters
gegen die Zertifikatspflicht protestierten. Zu solchen Kundgebungen kam es etwa in
Bern, Zürich, Basel, Luzern und St. Gallen. Zwei Studentinnen der Gruppierung
«Zertifikatsfreie Bildung» respektive dem francophonen Pendant «Education sans
certificat» kritisierten, dass die Zertifikatspflicht dazu führe, dass der Impfstatus über
das Recht auf den Zugang zu Bildung entscheide. Dies käme einer Diskriminierung
gleich. In Zürich musste sich schliesslich gar die Justiz mit der Frage der
Zertifikatspflicht an der Universität beschäftigen, nachdem ein Student Rekurs
eingelegt hatte. Für die von der NZZ dazu befragten Regina Kiener und Daniel Möckli
vom Institut für Völkerrecht und ausländisches Verfassungsrecht der Universität Zürich
war jedoch klar, dass bei der Zertifikatspflicht nicht von einer Diskriminierung
gesprochen werden könne. Diese liege nur vor, «wenn eine Person nicht wegen ihres
Verhaltens, sondern allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Minderheit oder wegen
bestimmter angeborener Merkmale schlechter behandelt wird». 37
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Eine von der Universität Zürich in Auftrag gegebene und im Mai 2023 in der
Sonntagszeitung vorgestellte, zu diesem Zeitpunkt aber noch nicht wissenschaftlich
überprüfte Studie zu den Gründen für die so genannte «leaky pipeline» warf medial
hohe Wellen. «Leaky pipeline» bezeichnet das Phänomen, dass Frauen in einigen
Studienrichtungen bei den Studierenden zwar die Mehrheit bilden, ihr Anteil bei den
höheren akademischen Stellen bis hin zu den Professuren jedoch abnimmt. Der Autor
des entsprechenden Zeitungsartikels, der die Überschrift «Die meisten Studentinnen
wollen lieber einen erfolgreichen Mann als selber Karriere machen» trug, zog aus der
Studie die Bilanz, dass die leaky pipeline nicht etwa auf eine tatsächliche
Diskriminierung der Frauen zurückzuführen sei, sondern vor allem auf die Tatsache,
dass viele Studentinnen gar keine Karriere machen möchten. Ausserdem planten sie,
falls sie Kinder bekommen sollten, eher Teilzeit zu arbeiten, währenddem es sodann am
Partner liegen solle, für das Haupteinkommen zu sorgen. Gemäss den Autorinnen des
Artikels – der Ökonomin Margit Osterloh und der Soziologin Katja Rost – lasse die Studie
also den Schluss zu, dass die leaky pipeline auf unterschiedliche Präferenzen der
beiden Geschlechter zurückzuführen sei.
Auf diese Studie und den diesbezüglichen Zeitungsartikel folgten diverse, ganz
unterschiedliche Reaktionen. Michael Hermann vom Meinungs- und
Politikforschungsinstitut Sotomo kritisierte insbesondere den Titel des Zeitungsartikels.
Dieser sei schlichtweg falsch; die Resultate der Studie sagten dies nicht aus. Hermann
bemängelte auch das methodische Design der Studie. So sei es den Studierenden bei
der Umfrage nur möglich gewesen, sich zwischen den beiden Polen «100 Prozent
arbeiten und Karriere machen» und «sich um die Familie kümmern und 60 Prozent
oder weniger arbeiten» zu entscheiden. Eine Rubrik «Karriere machen und sich um die
Familie kümmern» habe gänzlich gefehlt. Auch Markus Theunert von männer.ch stellte
die Analyse in der Sonntagszeitung in Frage. Er fand vor allem das im Artikel der
Sonntagszeitung nicht erwähnte Resultat interessant, dass nur eine Minderheit der
befragten Studierenden (beider Geschlechter) eine Führungsposition mit
Personalverantwortung anstrebten. Ebenso zeigten die Befragungen, dass sich nur eine
Minderheit der Studentinnen einen Partner wünschte, der nach der Familiengründung
Vollzeit arbeitet. In einem Meinungsbeitrag des Tages-Anzeigers wurde zu bedenken
gegeben, dass es nicht zulässig sei, aus den Unterschieden im geschlechtspezifischen
Antwortverhalten zu folgern, «dass die meisten Frauen aufgrund spezifisch weiblicher
Neigungen auf eine Karriere verzichten». Schliesslich übte auch Dagmar Iber,
Assistenzprofessorin am Departement Biosysteme der ETH Zürich, Kritik an der Studie.
Sie hielt fest, dass es in der Studie grundsätzlich darum ging herauszufinden, weshalb
die leaky pipeline existiert. Zu dieser Frage biete die Studie jedoch keine Erkenntnisse.
Dazu hätte die Studie auf die talentiertesten Personen und ihre Partnerinnen und
Partner eingehen sollen, weil nur diese um die Professuren konkurrierten. Die
Antworten der übrigen Studierenden spielten für den Frauenanteil bei den Lehrstühlen
kaum eine Rolle, folgerte Iber.
Auf der anderen Seite des Meinungsspektrums figurierten die Autorinnen selber, die
ihre Studie verteidigten und die die hitzige Debatte zu ihrer Studie kritisierten, so zum
Beispiel an einem Podiumsgespräch an der Universität Zürich. In der Weltwoche wurde
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Katja Rost dahingehend zitiert, dass der mediale Aufschrei damit zusammenhänge, dass
die Diskriminierung der Frauen nicht in Frage gestellt werden dürfe: «Dies – das Mantra
der Diskriminierung, das unbedingt aufrechterhalten werden müsse – sei das grosse
Thema, um das es hier gehe». Gemäss Katja Rost habe sich die Gleichstellungspolitik in
eine dogmatische Richtung entwickelt; es gehe darin nicht mehr um tatsächliche
Gleichstellung, sondern um «Gleichmachung». Des Weiteren gingen auch Beiträge von
Katharina Fontana in der NZZ auf die Kritik an der Studie ein. Fontana führte die von
den Studentinnen in der Befragung angegebene empfundene Diskriminierung an der
Universität auf die «Dauerpropaganda von Behörden und Lobbys» zurück. Dadurch
würde den Mädchen schon in jungen Jahren suggeriert, diskriminiert zu werden. Zudem
sei der Ärger gewisser Personen, darunter Politikerinnen wie Kathrin Bertschy (glp, BE)
oder Tamara Funiciello (sp, BE), damit zu erklären, dass der Sinn vieler universitärer
Gleichstellungsmassnahmen durch die Studie in Frage gestellt werde. Nicht zuletzt gehe
es auch um finanzielle Mittel für Gleichstellungsmassnahmen, die nur fliessen würden,
«wenn das Dogma der allgegenwärtigen Diskriminierung der Frauen aufrechterhalten
wird», so Fontana.
Die Studie kann auf der Website der Co-Autorin Katja Rost heruntergeladen werden, ist
Stand November 2023 aber noch nicht wissenschaftlich publiziert worden. 38

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Mit der Ablehnung der Mutterschaftsversicherung in der Volksabstimmung konnte der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) 1987 einen weiteren referendumspolitischen
Erfolg erzielen. Es handelte sich dabei – nach dem Raumplanungsgesetz, dem
Hochschulförderungsgesetz und der Innovationsrisikogarantie – um die vierte Vorlage,
die seit 1976 vom SGV mit dem Referendum zu Fall gebracht worden war. Dass er damit
einen von bürgerlichen Parlamentariern eingebrachten Lösungsvorschlag torpedierte,
stellte ein Indiz für das teilweise recht spannungsreich gewordene Verhältnis zwischen
dem SGV und den bürgerlichen Parteien dar. Weitere Anlässe für derartige Konflikte
bestehen namentlich in der Umwelt- und in der Verkehrspolitik und dürften in Zukunft
noch bedeutsamer werden. Dabei geht es nicht nur um die Ablehnung einzelner
Massnahmen, sondern auch um grundsätzliche Fragen. So sagte der SGV der Einführung
von umweltpolitischen Lenkungssteuern grundsätzliche Opposition an und stellte sich
damit gegen die Freisinnigen, welche diesem Instrument im Rahmen einer
marktwirtschaftlichen Ordnung grosses Gewicht beimessen. 39
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